
 

 
 

Antrag auf Einrichtung einer Auskunfts-/Übermittlungssperre 
 

Gemäß den §§ 36/42/44/50 Bundesmeldegesetz (BMG) wünsche ich 
 

 
 
 
              
  (Datum)      (Unterschrift) 

Name, Vorname 

Geburtsdatum 

Straße, Hausnummer, PLZ, Ort 

  
Keine Veröffentlichung bei Alters- und Ehejubiläen sowie keine Weitergabe an 
Presse und Rundfunk zum Zwecke der Veröffentlichung (Name, Vorname, 
Anschrift, Alters-Ehejubiläum) (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 Abs. 2 BMG), 

  
Keine Nutzung oder Weitergabe meiner Daten (Name, Vorname, Anschrift, Tod) 
an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Parlaments- und Kommunalwahlen (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 
Abs. 1 BMG), 

  
Keine Datenübermittlung an das Bundesamt für Personalmanagement der 
Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 BMG), 

  
Keine Veröffentlichung meiner Daten (Name, Vorname, Anschrift) in 
Adressbüchern und ähnlichen Nachschlagewerken (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 Abs. 
3 BMG), 

  
Keine Datenübermittlung an eine öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaft, 
soweit die Daten nicht für Zwecke der Steuererhebung benötigt werden. Diese 
Sperre gilt nur für Familienmitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören (§ 42 Abs. 3 Satz 2 BMG). 

  
Einwilligung – Erklärung der generellen Einwilligung zur Datenübermittlung für 
Zwecke der Werbung oder des Adresshandels (§ 44 Abs. 3 Satz 2 BMG).  
Soweit die betroffene Person gegenüber der Meldebehörde eine generelle 
Einwilligung für einen oder beide der genannten Zwecke erklärt, ist dies zu 
vermerken. In Betracht kommen nachstehende Fälle, für die folgender Schlüssel 
zu verwenden ist: 
1 = Werbung 
2 = Adresshandels 
Im Falle des Widerrufs der Einwilligung ist der Eintrag umgehend zu löschen. 


